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Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
über das Verfahren zur Planung und Abwicklung von Immobilienprojekten an 
Universitäten – Uni-ImmoV 
 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) begrüßt das Ziel des vorliegenden Verordnungsentwurfs geregelte 

Verfahren bei Immobilienprojekten an Universitäten zu schaffen und damit die Transparenz zu verbes-

sern sowie durch Kontrollschleifen das Risiko von Kostenüberschreitungen zu vermeiden. Daher wird 

gegen den vorliegenden Verordnungsentwurf kein Einwand erhoben, jedoch wird ersucht, folgende An-

merkung zu berücksichtigen.  

 

§ 3 Abs. 1 Z 2. definiert Betragsgrenzen, ab denen Immobilienprojekte unter den Anwendungsbereich 

der vorliegenden Verordnung fallen. Immobilienprojekte mit niedrigeren Beträgen sind aufgrund „gerin-

ger wirtschaftlicher Bedeutung“ von der Verordnung ausgenommen und lediglich zwischen dem Bun-

desministerium und der betreffenden Universität zu vereinbaren. Für einmalige Zahlungen wird diese 

sogenannte „Bagatellgrenze“ mit 10 Mio. Euro festgelegt, für laufende wiederkehrende Zahlungen (z.B. 

Mieten) mit 600.000 Euro jährlich. Diese Betragsgrenzen erscheinen als äußerst hoch angesetzt, da es 

sich aus Sicht der BAK dabei bereits um wirtschaftlich bedeutende Summen handelt. Die BAK regt 

daher an, die Höhe der Betragsgrenzen nochmals zu überdenken und gegebenenfalls zu überarbeiten. 

 

Die BAK ersucht um Berücksichtigung ihres Vorschlages. 
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